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Beschluss: 
 
1.) Der Rat der Stadt Köln stellt fest, dass die Anbringung von Wahlwerbung für die Wahl zum 16. 
Landtag des Landes NRW am 13. Mai 2012 ab dem Tag nach den Zulassungsentscheidungen des 
Kreis- und des Landeswahlausschusses (spätestens ab dem 15. April 2012, 00.00 Uhr) zulässig ist.  
Sobald der genaue Termin der Zulassungsentscheidung feststeht, ist dieser allen Kandidaten und 
Kandidatinnen bzw. Parteien und Wählergruppierungen, die bis dahin eine Zulassung zur Landtags-
wahl 2012 beantragt haben, unmittelbar mitzuteilen und auf der Startseite des Internetauftritts der 
Stadt Köln (www.stadt-koeln.de) einzustellen. 
 
2.) Die im Grundsatzbeschluss des Rates aus 1999 festgelegte Frist von sechs Wochen wird damit 
unter den besonderen Bedingungen der Landtagswahl 2012 auf rund vier Wochen verkürzt.  
 
3.) Die Genehmigungsbescheide für die jeweiligen Wahlvorschlagsträger und Wahlvorschlagsträge-
rinnen können unter der Bedingung, dass die Erlaubnisse erst ab dem unter 1.) genannten Termin 
gelten, bereits vorab zugestellt werden. 
 
 

Rat 27.03.2012 



2 

Haushaltsmäßige Auswirkungen 
 Nein 
 Ja, investiv Investitionsauszahlungen         € 

  Zuwendungen/Zuschüsse  Nein  Ja            % 

 Ja, ergebniswirksam Aufwendungen für die Maßnahme        € 

  Zuwendungen/Zuschüsse  Nein  Ja            % 

Jährliche Folgeaufwendungen (ergebniswirksam): ab Haushaltsjahr:       
a) Personalaufwendungen          € 

b) Sachaufwendungen etc.          € 

c) bilanzielle Abschreibungen         € 

Jährliche Folgeerträge (ergebniswirksam): ab Haushaltsjahr:       
a) Erträge          € 

b) Erträge aus der Auflösung Sonderposten         € 

Einsparungen: ab Haushaltsjahr:       
a) Personalaufwendungen          € 

b) Sachaufwendungen etc.          € 

Beginn, Dauer        

 
 

Begründung 
 
Der Landtag des Landes NRW hat sich am 14. März 2012 aufgelöst. Es wurden Neuwahlen für den 
13. Mai 2012 bestimmt. 
 
Mit Beschluss vom 15. Juni 1999 (DS-Nr.0898/099) hat der Rat der Stadt Köln festgestellt, dass die 
Anbringung von Wahlwerbung grundsätzlich in einem Zeitraum von 6 Wochen vor einer Wahl im 
Stadtgebiet zulässig ist. Hieran soll im Grundsatz auch weiterhin festgehalten werden. Für die anste-
hende Wahl zum 16. Landtag des Landes NRW sind allerdings nach der Auflösung des Landtages 
durchweg verkürzte Fristen zur Durchführung der Wahl festgelegt worden, da nach der Auflösung des 
Landtages eine Neuwahl innerhalb von 60 Tagen zu erfolgen hat. Von der Verkürzung ist insbeson-
dere das förmliche Wahlvorschlagsverfahren betroffen. Dies rechtfertigt und gebietet ausnahmsweise 
ein Abweichen von der 6-Wochen-Regelung. 
 
Es ist anerkannt, dass auch Wahlwerbung im öffentlichen Straßenraum eine Sondernutzung darstellt. 
Für die Zeit der unmittelbaren Wahlvorbereitung besteht dabei in der Schlussphase des Wahlkampfes 
ein Rechtsanspruch auf Erteilung von Sondernutzungserlaubnissen für die Kandidaten und Kandida-
tinnen sowie die Parteien und Wählergruppierungen, die an der jeweiligen Wahl teilnehmen bzw. da-
für zugelassen sind. 
Dieser Anspruch ergibt sich aus der Bedeutung von Wahlen für einen demokratischen Staat und die 
Bedeutung insbesondere der Parteien für und in solchen Wahlen, insbesondere aus ihrer Aufgabe zur 
politischen Willensbildung. Sichtwerbung, insbesondere Wahlplakate gehören zu den Mitteln im 
Wahlkampf der politischen Parteien und sind zu einem wichtigen Bestandteil der Wahlvorbereitung in 
der heutigen Demokratie geworden. 
 
Der Kreiswahlausschuss und der Landeswahlausschuss entscheiden beide spätestens am 14. April 
2012 über die Zulassung der Direktkandidaten und Direktkandidatinnen sowie der Parteien und Wäh-
lergruppierungen. Erst danach steht fest, welche der Kandidaten und Kandidatinnen bzw. Parteien 
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und Wählergruppierungen zur Landtagswahl am 13. Mai 2012 zugelassen sind. Der Starttermin für 
die Anbringung von Wahlwerbung - spätestens am 15. April 2012, 00.00 Uhr - korrespondiert damit 
mit den durch das Innenministerium festgesetzten und durch die Landeswahlleiterin aktuell konkreti-
sierten Stichtagen und Fristen. 
 
Für viele Parteien ist die Zulassung nur eine Formsache. Die dem vereinfachten Zulassungsverfahren 
unterliegenden Parteien könnten wirkungsvoll bereits 6 Wochen vor der Wahl mit ihrer Werbung be-
ginnen. Andere Wahlbewerberinnen und Wahlbewerber sind in dieser Zeit aber aufgrund der verkürz-
ten Fristen noch gehalten, beispielweise Unterstützungsunterschriften für die Zulassung zu sammeln. 
Sie werden mit einer kostspieligen Werbung aus vernünftigen, wirtschaftlichen Überlegungen noch 
nicht beginnen wollen. Wegen des Grundsatzes der Gleichbehandlung soll daher die Dauer der 
Wahlwerbung für alle Wahlbewerber und Wahlbewerberinnen gleich begrenzt werden. Die Chancen-
gleichheit ist nur gewahrt, wenn der (effektive) Beginn der Wahlwerbung im öffentlichen Straßenland 
für alle zugelassenen Kandidatinnen und Kandidaten, Parteien und Wählergruppierungen der Gleiche 
ist. 
Die Verkürzung des Werbezeitraums auf 4 Wochen ist keine Beeinträchtigung des Rechts auf Wahl-
werbung. Denn erst mit den Beschlüssen des Kreis- und des Landeswahlausschusses spätestens am 
14. April 2012 zur Zulassung wird das Recht auf Wahlwerbung für die Kandidaten und Kandidatinnen, 
die Parteien und Wählergruppierungen zur Landtagswahl 2012 begründet. 
 
Begründung der Dringlichkeit: 
Eine Beschlussfassung ist in der Sitzung am 27. März 2012 zur Vermeidung einer Dringlichkeitsent-
scheidung zwingend notwendig, da die nächste Sitzung des Rates erst am 15. Mai 2012 stattfindet 
und die mit Ratsbeschluss vom 15. Juni 1999 festgelegte Frist von sechs Wochen am 01. April 2012, 
00.00 Uhr beginnen würde. 
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